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Jimmy Sauter

Die Mühlen der Schaffhauser Politik mahlen 
bisweilen langsam. Sehr langsam. Sogar dann, 
wenn es gilt, Entscheide des höchsten Schwei-
zer Gerichts umzusetzen. 

Im März 2003 fällte das Bundesgericht 
einen Grundsatzentscheid über die Rechte 
der Schweizer Fahrenden, die sich selbst als 
Jenische bezeichnen. Im Urteil heisst es: «Die 
Nutzungsplanung muss Zonen und geeigne-
te Plätze vorsehen, die für den Aufenthalt von 
Schweizer Fahrenden geeignet sind und deren 
traditioneller Lebensweise entsprechen (…)». 
Weil die Raumplanung eine Kompetenz der 
Kantone ist, wurde damit auch Schaffhausen 
in die Pflicht genommen. Schaffhausen muss 
den Jenischen einen Platz anbieten, wo sie 
ihre Wohnwagen für eine gewisse Zeit auf-
stellen können, bis sie weiterziehen. 

Bis heute, 17 Jahre später, gibt es im Kan-
ton Schaffhausen allerdings noch keinen 
solchen Platz. Zwischendurch stellte die Ge-
meinde Neuhausen den Jenischen den Ver-
kehrsgartenplatz im Langriet als Provisorium 
zur Verfügung. Ende 2017 war damit aber 
Schluss. Der Neuhauser Gemeinderat mo-
nierte unter anderem, die Kosten für Strom, 
Wasser und Abfallcontainer seien «nicht oder 
nicht vollständig bezahlt» worden.

Auch politische Vorstösse gab es: 2019 
forderte Juso-Grossstadtrat Nino Zubler, die 
Stadt Schaffhausen solle einen Platz für die 
Fahrenden zur Verfügung stellen. Das Stadt-
parlament lehnte das allerdings ab. Dies sei 

Aufgabe des Kantons, meinten die Sprecher 
der FDP und der Grünen. Und Susanne Ko-
bler (SVP) sagte: «Nicht zu unterschätzen 
sind auch die zwangsläufig entstehenden 
Lärmemissionen.» Der allgemeine Tenor lau-
tete stets: Ja, irgendwo sollen die Jenischen 
einen Platz erhalten, aber nicht bei uns.

Baukosten: 350 000 Franken

Kantonsplanerin Susanne Gatti weiss um das 
lange Tauziehen um einen Durchgangsplatz 
für die Fahrenden: «Seit 2008 bin ich im Amt, 
seither suchen wir nach einem geeigneten 
Platz.»

Nun hat man ihn offenbar gefunden, den 
geeigneten Standort. Oder vermutlich eher:  
den einzig möglichen Platz: Laut dem kan-
tonalen Budget 2021 soll am Rand der Stadt 
Schaffhausen nahe der Ziegelhütte neben 
der A4 nach Bargen ein Durchgangsplatz für 
zehn Stellplätze entstehen. Das Grundstück 
(GB 5726) gehört dem Kanton und wird der-
zeit von einem Landwirt genutzt.

Die Kosten für die baulichen Massnah-
men werden laut Budget auf etwa 350 000 
Franken geschätzt. Das Gelände muss planiert 

und technisch erschlossen werden (Kanalisa-
tion, Wasser, Strom). Ausserdem ist der Bau 
einer Sanitärstation geplant. Wie Baudirektor 
Martin Kessler (FDP) schreibt, soll der Platz 
künftig auch von Camperinnen und Cam-
pern genutzt werden können.

Volksabstimmung möglich

Mindestens eine Hürde wird das Projekt al-
lerdings noch überstehen müssen: Der Kan-
tonsrat wird die Kosten genehmigen müssen. 
Ausserdem könnte es aus buchhalterischen 
Gründen sogar zu einer Volksabstimmung 
kommen: «Weil die Parzelle im Finanzver-
mögen des Kantons zugeordnet ist, muss 
sie zuerst ins Verwaltungsvermögen transfe-
riert werden, was finanztechnisch dem Kauf 
des Landes entspricht», so Kessler. Auf dem 
Papier steigen die Ausgaben für das Projekt 
deshalb auf zwei Millionen Franken, womit 
es dem fakultativen Referendum untersteht. 
Sprich: Wenn 1000 Unterschriften gegen das 
Projekt gesammelt werden, kommt es zum 
Urnengang. 

Regierungsrat Martin Kessler macht in-
des klar: Andere Optionen wird es wohl kaum 

Endlich ein Platz für die Fahrenden
MINDERHEITENRECHTE  Nach 17 Jahren will der Kanton einen Bundesgerichts­
entscheid umsetzen: Im Durachtal ist ein Durchgangsplatz für die Jenischen geplant.

Auf diesem Feld an der A4 sollen die Jenischen künftig einen Platz finden.�   Peter Pfister

Der rote Punkt markiert den Standort, wo der 
Durchgangsplatz gebaut werden soll.�   GIS/AZ



7POLITIK24. September 2020 — 

geben: «In den vergangenen Jahren wurden 
in den verschiedensten Gemeinden Flächen 
geprüft. Alle Projekte sind am Schluss ge-
scheitert. Um endlich eine Lösung zu finden, 
haben wir uns auf kantonseigene Flächen 
konzentriert.» Und: Aus seiner Sicht hat das 
Grundstück mehrere Vorteile. «Die Parzelle 
liegt zwar in der Gewerbezone, aber für das 
Gewerbe nicht wirklich an attraktiver Lage. 
Für die Fahrenden wiederum ist das Areal ge-
eignet, weil es nah an der Stadt liegt, einen 
sehr guten Anschluss an das Nationalstrassen-
netz hat und trotzdem an ruhiger Lage ohne 
direkte Anwohner grenzt.» 

Jenische nicht miteinbezogen

Erfreut über den Plan des Kantons zeigt sich 
Simon Röthlisberger, Geschäftsführer der 
Stiftung Zukunft für Schweizer Fahrende: «Es 

ist lobenswert, dass der Kanton Schaffhausen 
seiner Pflicht, einen Durchgangsplatz für die 
Fahrenden zu erstellen, nun nachkommt. Es ist 
höchste Zeit dafür», sagt Röhtlisberger.

Ob der Standort im Durachtal für die 
Fahrenden geeignet ist, kann Röthlisberger 
aber ebensowenig einschätzen wie die Rad-
genossenschaft der Landstrasse, die Dachorga-
nisation der Jenischen und Sinti der Schweiz. 
«Die Radgenossenschaft ist nicht in die Stand-
ortsuche und das Planungsverfahren im Kan-
ton Schaffhausen einbezogen worden und hat 
leider keinerlei Kenntnis von diesem Projekt. 
Dementsprechend können wir auch nicht be-
urteilen, ob es den Anforderungen und Be-
dürfnissen unseres Volkes entspricht.» Das 
teilt die Radgenossenschaft auf Anfrage der 
AZ mit.

Bleibt zu hoffen, dass der Kanton nach 17 
Jahren nicht etwas bauen wird, das am Ende 
gar niemand will.

Schwarze Liste soll abgeschafft werden
GESUNDHEITSPOLITIK Die Re-
gierung unternimmt einen neuen 
Versuch, die schwarze Liste der 
säumigen Prämienzahlerinnen 
und Prämienzahler abzuschaffen. 
Das bestätigt der zuständige Regie-
rungsrat Walter Vogelsanger (SP) 
auf Nachfrage der AZ. 

Am Dienstag gab die Regie-
rung bekannt, dass er eine Ände-
rung des nationalen Krankenver-
sicherungsgesetzes unterstützt, 
wonach die Kantone künftig kei-
ne Namenslisten von Personen 
führen dürfen, die ihre Kranken-
kassenprämien nicht bezahlen. 
Derzeit führen sieben Kantone, 
darunter Thurgau und Schaff-
hausen, eine solche Liste. Wer auf 
der Liste steht, wird nur noch im 
Notfall ärztlich behandelt. Diese 
Massnahme war einst als abschre-
ckendes Instrument eingeführt 
worden, um säumige Prämienzah-
lerinnen und Prämienzahler dazu 
zu bewegen, ihre Schulden abzu-
zahlen. Nun kommt die Regierung 
zum Schluss: «Die Liste säumiger 
Prämienzahlender hat im Kanton 
Schaffhausen nicht den gewünsch-
ten Erfolg gebracht und sich damit 
nicht bewährt.» 

Wie das Schaffhauser Sozial-
versicherungsamt SVA auf Anfrage 
der AZ bekanntgibt, sind derzeit 
1110 Personen auf der schwarzen 
Liste. Vor einem Jahr waren es noch 
1000, im Februar 2018 standen 870 
Namen auf der Liste. Schon damals 
sagte SVA-Leiter Bruno Bischof: 
«Wir haben den Eindruck, dass es 
zumindest nicht viel bringt, diese 
Liste zu führen» (siehe AZ vom 1. 
Februar 2018). 

Auf den fehlenden Nutzen der 
Liste wies auch schon Santésuisse, 
die führende Branchenorganisa-
tion der Schweizer Krankenversi-
cherer, hin. Ausserdem zweifelten 
diverse Kantone am gewünschten 
Effekt, darunter Zürich, der die 
Liste gar nie eingeführt hatte, so-
wie Solothurn und Graubünden, 
die sie in den letzten zwei Jahren 
wieder abgeschafft haben. 

Schaffhausen führt die Liste 
noch – dabei wollte sich auch der 
Regierungsrat bereits einmal von 
dieser Massnahme verabschieden. 
Der Verzicht auf die Weiterfüh-
rung der Liste war Teil des Ent-
lastungsprogramms EP14. Mit der 
Abschaffung der Liste hätte der 
Kanton jährlich 100 000 Franken 

Neuer Führungs-
bunker geplant
SICHERHEIT Die kantonale Füh-
rungsorganisation (KFO) soll 
nochmals einen neuen Führungs-
raum bekommen. Der Regie-
rungsrat will im nächsten Jahr für 
325 000 Franken einen entspre-
chenden Raum in der Schutzan-
lage Kiesgrube in Neuhausen er-
stellen lassen. Das ist dem Budget 
2021 zu entnehmen. Dabei hatte 
erst vor fünf Jahren das Duo Ros-
marie Widmer Gysel und Kurt 
Blöchlinger im Zeughaus auf der 
Breite für über eine halbe Million 
Franken einen Führungsraum für 
die KFO einrichten lassen – und 
dabei laut Finanzkontrolle seine 
Kompetenzen überschritten (sie-
he unter anderem AZ vom 29. Au-
gust 2019). 

Weil der Zivilschutz in ab-
sehbarer Zeit – dank dem Ende 
August vom Stimmvolk bewil-
ligten neuen Zivilschutzzentrum 
– nach Beringen ziehen wird, soll 
das Zeughausareal an die Stadt 
abgegeben werden. Im Beringer 
Zivilschutzzentrum wird dann 
ein neuer Führungsraum gebaut. 
Zusätzlich zu diesem Führungs-
raum sei es aber nötig, einen wei-
teren, geschützten Führungsraum 
zu erstellen, schreibt Finanzdirek-
torin Cornelia Stamm Hurter 
(SVP) auf Nachfrage der AZ. Sie 
verweist dabei auf neue Weisun-
gen des Bundesamtes für Bevölke-
rungsschutz. � js.

KULTURFÖRDERUNG Das Mu-
sikfestival in der Schaffhauser 
Altstadt soll ab dem nächsten 
Jahr mehr Geld aus dem Lotte-
riefonds erhalten: Laut kantona-
lem Budget 2021 soll das Stars in 
Town künftig mit total 130 000 
Franken unterstützt werden (wo-
von 30 000 nur bei einem Defizit 
ausbezahlt werden). Derzeit er-
hält das Festival 100 000 Franken 
pro Jahr (davon 50 000 nur bei 
einem Minus).� js.

Mehr Geld fürs 
Stars in Town

an administrativen Kosten ein-
sparen können, argumentierte die 
Regierung seinerzeit. Auch heute 
bewege sich der Aufwand für das 
ständige Aktualisieren der Liste 
in diesem Rahmen, heisst es vom 
SVA. Nur: Die Liste wurde nicht 
abgeschafft, weil das Stimmvolk – 
vermutlich unbewusst – 2016 sein 
Veto einlegte. Die Abschaffung der 
Liste war Teil des neuen kantona-
len Krankenversicherungsgesetzes, 
das im Juli 2016 zur Abstimmung 
kam. Der Abstimmungskampf 
drehte sich allerdings nie um die-
se Liste, sondern um die Höhe 
der Prämienverbilligungen. Die 
bürgerlichen Parteien wollten die 
Prämienverbilligungen kürzen, 
die linken nicht. Das Stimmvolk 
folgte den Linken, das neue Kran-
kenversicherungsgesetz und damit 
auch die Abschaffung der Liste 
wurde abgelehnt. Es blieb alles 
beim Alten.

Nun unternimmt die Regie-
rung also einen neuen Anlauf, um 
die Liste abzuschaffen. Wann eine 
entsprechende Vorlage in den Kan-
tonsrat kommt, kann Regierungs-
rat Walter Vogelsanger derzeit aber 
noch nicht sagen.� js.


